
Stellungnahme zur Vertagung der Behandlung unseres Antrags 

über den "Schwieberdinger Bildungsgutschein" 

Auf der Tagesordnung der Gemeinderatssitzung am 22.11.2017 stand 

die Beratung des von uns eingereichten Antrags, der eine Umstellung 

der Gebührenordnung der gemeindlichen Kinderbetreuungseinrich-

tungen auf eine sozialverträgliche und einkommensabhängige 

Form zum Ziel hat. Wir haben die Behandlung dieses Antrags auf 

einen späteren Zeitpunkt verschieben lassen. Dieser Schritt war 

für uns aus mehreren Gründen notwendig. Die von der Gemeindever-

waltung empfohlene Vorgehensweise lag in der Ablehnung des An-

trags und einer Behandlung des Themas erst nach der vollständigen 

Umsetzung der beschlossenen Gebührenhöhen. Dies würde erst 

2020 der Fall sein und damit dem Hauptbeweggrund unseres Antrags, 

die neuen Gebühren sozialverträglich zu gestalten, entgegenstehen. 

Zudem sehen wir die Möglichkeit eines Übereinkommens mit den 

anderen Fraktionen. Wir sind zuversichtlich, mit den anderen Frakti-

onen einen gemeinsamen Vorschlag erarbeiten zu können. Das Ziel 

bleibt dabei eine sozial gerechte und einkommensabhängige Umset-

zung der Gebührenordnung zu erreichen, die für alle tragbar ist. Mit 

einem Blick auf die künftigen Beitragshöhen gilt es die Planbarkeit für 

die betroffenen Eltern und die Gemeinde sicherzustellen. Den Zeit-

punkt für eine Diskussion um eine sozialverträgliche Umsetzung der 

Gebührenordnung sehen wir jetzt als günstig an. 

 

Stellungnahme zur Vergabe von Bauleistungen für den Neubau 

des KiTa Oberer Schulberg 

In der Gemeinderatssitzung am 22.11.2017 stand die Vergabe dreier 

Gewerke (Dachabdichtung, Holzbau, Holzfenster/Türen/Sonnen-

schutz) nach einer neuerlichen Ausschreibung an. Die neuen Ange-

bote bewegen sich innerhalb des geplanten Kostenrahmens, was 

ein wesentliches Kriterium darstellt. Dennoch hat uns verwundert, wie 

der Kostenrahmen erreicht wurde. Die angekündigte Änderung der 

Holzart der Hausvertäfelung kommt nicht. Stattdessen setzt man nun 

auf einen weniger hochwertigen Terrassenbelag, ein weniger hoch-

wertiges Dämmmaterial und lässt vorläufig die von den Erzieherinnen 

gewünschte 2. Schlafebene weg (welche sich später noch nachrüsten 

lässt). Wir haben den Eindruck, dass es kein einfaches Unterfangen 

ist, Punkte für eine Kostenreduktion zu finden. Es ist für uns, als am 

Vergabeprozess Beteiligte, deshalb umso wichtiger, möglichst frühzei-

tig über die Richtung möglicher Einsparpotentiale und deren finanzi-

elle Höhe informiert zu sein. Das erleichtert uns dann die notwendigen 

Abwägungen bei einer Vergabe zu treffen. Im vorliegenden Fall haben 

wir uns für die Vergabe ausgesprochen. Alternativen gab es hierzu 

nicht wirklich, ohne das sich gerade im Bau befindliche Projekt zu ge-

fährden. 
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